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Protokoll	der	24.	Öffentlichen	Sitzung	(1/2023)	des	Kirchenvorstandes	

Verabschiedet	am	23.	Februar	2023	

	
Mittwoch,	18.	Januar	2023,	19.15	Uhr	–	22.01	Uhr	
Haus	der	Begegnung,	Propstei	Herz	Jesu,	Parade	4,	23552	Lübeck	
	
Teilnehmer:	
Propst	Giering	(Vorsitzender),	Dr.	Alexander	Bolz,	Frank-Eckhard	Brand,	Stephanie	Brand,	Ra-
ymund	Gdaniec,	Dr.	Hans-Otto	Günter,	Thomas	Gronemeyer,	Dr.	Wilfried	Nowak,	Joachim	
Nürnberg,	Pastor	Peter	Otto,	Michael	Schieffelke	(ab	19.43	Uhr),	Prof.	Dr.	Werner	Solbach	(Pro-
tokoll),	Katharina	Schott,	Dr.	Annette	Stümpel,	Stefanie	Vollmert	
Marita	Hartog	(Verwaltungskoordinatorin)	
	
Tagesordnung	
	
1. Begrüßung	und	Geistliches	Wort	

Propst	Giering	eröffnet	die	Sitzung	mit	einem	Gebet	(„Wir	beten	um	den	Heiligen	Geist“)	
	
2.		 Regularien		
2.1		 Feststellung	der	Beschlussfähigkeit	

Mit	14	Teilnehmern	(15	ab	19.43	Uhr)	ist	die	Versammlung	beschlussfähig.	
	
2.2		 Genehmigung	und	Kontrolle	des	Protokolls	
2.2.1	Genehmigung	des	Protokolls	der	23.	Sitzung	am	6.	12.	2022,	mit	einer	redaktionellen	Än-

derung	auf	Seite	3	
Ja:	13	 	 Nein:	0	 Enthaltung:	1	

	
2.2.2	Protokollkontrolle	-	Umsetzung	der	Beschlüsse	und	Aufgaben	(Dr.	Stümpel)	

Das	Immobilienkonzept	ist	beim	EBH	eingereicht	
Der	Notartermin	für	den	Grundstückskauf	Wickedestraße	steht	noch	nicht	fest	
Die	Nachfolge	für	Herrn	Jeiler	(ehem.	Mitglied	im	Bauausschuss)	ist	noch	offen	
	

	
	

Adresse 23552 Lübeck • Parade 4 
Telefon    0451 • 70 987-65 (Pfarrbüro) 
Kontakt kirchenvorstand@katholische-pfarrei-luebeck.de 
Lübeck, den  27. Januar 2023 
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2.3	 Genehmigung	der	Tagesordnung		

Die	Tagesordnung	wird	ergänzt	um	den	TOP	9.4	(Bistumsübergreifender	Finanzaus-
gleich)		
Ja.	14		 Nein:	0	 Enthaltung:	0	

	
	
3.		 Projekt	Zentrum	Beziehung.	Leben.		
3.1		 Grundstück:	Vertragsabschluss	und	Kredit	
3.1.1		Stand	der	Angelegenheit	(Vertrag,	Kredit,	Kirchenaufsichtliche	Genehmigung)	
	 Die	Verhandlungen	mit	der	Hansestadt	Lübeck	sind	weitgehend	abgeschlossen.	Die	Auf-

nahme	des	notwendigen	Kredites	bedarf	noch	der	kirchenaufsichtlichen	Genehmigung.	
		
3.1.2		Vertretungsvollmacht		

Herr	Brand	erläutert:	Für	die	bevorstehende	Beurkundung	des	Kaufvertrages	zwischen	
der	Hansestadt	Lübeck	und	der	Pfarrei	bezüglich	der	Grundstücke	am	Kirchstandort	St.	
Bonifatius	ist	eine	Vollmacht	für	die	Vertreter	der	Pfarrei	mit	dem	folgenden	Wortlaut	
notwendig.	

	
V	O	L	L	M	A	C	H	T	
Hiermit	bevollmächtigt	der	Kirchenvorstand	der	katholischen	Kirchengemeinde	„Zu	den	
Lübecker	Märtyrern“	

	
Herrn	Christoph	Giering,	Propst,	Parade	6,	23552	Lübeck	,	geb.	19.3.1960,	und	
Frau	Katharina	Schott,	Overbeckstr.	29,	23564	Lübeck,	geb.	12.5.1978,	und	
Herrn	Frank-Eckhard	Brand,	Lothringer	Str.	11,	23564	Lübeck,	geb.	19.6.1964	

	
gemeinschaftlich,	gegenüber	dem	Rechtsanwalt	und	Notar	Volker	Echelmeyer,	Kanzlei	
am	Hafen,	Torstraße	1,	23570	Lübeck-Travemünde,	die	für	die	Kirchengemeinde	„Zu	den	
Lübecker	Märtyrern“	erforderlichen		
	
Willenserklärungen	zum	Verkauf	der	im	Eigentum	der	Hansestadt	Lübeck	stehenden	
Grundstücke	

	
-Friedenstr.	103a,	23554	Lübeck,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	5903,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	
Flurstück	325,	
-Wickedestr.	76,	23552	Lübeck,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	5903,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	
Flurstück	326,	
-Friedenstr.,	23554	Lübeck	,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	82749,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	
Flurstück	327,	
-Wickedestr.74.	23554	Lübeck	,	eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	82749,	Ge-
markung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	328,	
-Friedenstr.	101,	23554	Lübeck,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60972,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	4,	
Flurstück	9/22,	
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-Friedenstr.	99,	23554	Lübeck,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60972,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	4,	
Flurstück	9/23	
-Friedenstr.	103a,	23554	Lübeck,	
eingetragen	im	Grundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60972,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	
Flurstück	2/28-	

	
an	die	Katholische	Pfarrei	„Zu	den	Lübecker	Märtyrern	einschließlich	Auflassung	sowie	
einschließlich	der	Aufhebung	der	Erbbaurechte	

	
-Friedenstr.103a,	23554	Lübeck	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	5904,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	325	
-Wickedestr.	76,	23554	Lübeck,	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	5904,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	326	
-Friedenstr.	23554	Lübeck,	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	82750,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	327	
-Wickedestr.	74,	23554	Lübeck	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	82750,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	328	
-Friedenstr.101,	23554	Lübeck	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60979,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	4,	Flurstück	9/22	
-Friedenstr.99,	23554	Lübeck	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60979,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	4,	Flurstück	9/23	
-Friedenstr.103a,	23554	Lübeck	
Erbbaugrundbuch	von	Lübeck,	Blatt	60979,	Gemarkung	St.	Lorenz,	Flur	7,	Flurstück	2/28	

	
abzugeben	und	entgegenzunehmen.	

	
Unterschriften:	
Christoph	Giering,	Propst	(Pfarrer,	Vorsitzender	des	Kirchenvorstandes)	
Dr.	Annette	Stümpel	(2.Vorsitzende	des	Kirchenvorstandes)	
Thomas	Gronemeyer	(Mitglied	des	Kirchenvorstandes)	

	
	 Beschluss:	

	Der	Kirchenvorstand	der	katholischen	Kirchengemeinde	„Zu	den	Lübecker	
Märtyrern“	beschließt	in	seiner	Sitzung	vom	18.1.2023	mit	14	Ja-Stimmen	und	
0	Gegenstimmen	und	0	Enthaltungen	die	vorstehende	Vollmacht.	

		
3.2		 Planung	Vorschläge	des	Stephanswerkes	(Pastor	Otto)	

In	einer	Videokonferenz	wurden	vom	Stephanswerk	erste	planerische	Entwürfe	zu	einem	
Neubau	vorgestellt.	Die	Maßnahmen	umfassen	die	Liegenschaften	exkl.	Kirche.	Der	Bau-
preis	wird	mit	ca.	2,3	Mio.	EURO	geschätzt	(ohne	Abbruchkosten).	Am	19.	Januar	findet	in	
einer	weiteren	Sitzung	die	Raumplanung	statt.	

	
	
4		 VIR-Prozess	
4.1		 Stand	Genehmigungsverfahren	(Propst	Giering)	

Die	Unterlagen	sind	vollständig	im	EBH	eingegangen	und	werden	in	den	Fachabteilungen	
weiterbearbeitet.		
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4.2		 Verfahren	Sekundärstandorte	BVL	(Propst	Giering)	
	 Den	Mitgliedern	des	VK	lag	folgender	Vorschlag	des	Vorsitzenden	vor:		
	

Nach	der	Entscheidung	über	das	Immobilienkonzept	sind	nun	die	Folgen	für	die	Sekun-
därstandorte	ein	dringendes	Thema	für	die	Pfarrei.	Bislang	gibt	es	dafür	kein	Äquivalent	
zur	PIK	oder	der	GGU.	Das	weitere	Verfahren	ist	vom	Bistum	nicht	durch	eine	RahO-VIR	
geregelt.	

	
In	Fortsetzung	bisher	vorgelegter	Überlegungen	erfolgt	hier	der	Vorschlag	zur	Regelung	
einer	Ordnung	des	weiteren	Verfahrens	auf	Ebene	unserer	Pfarrei.	Diese	Regelung	ist	
nicht	vollständig,	sondern	braucht	ggf.	Evaluation.	

	
1.		 Ziele	
Die	Ziele	des	Verfahrens	sind	für	jeden	Standort:	
-	Sammlung	und	Bearbeitung	möglichst	aller	relevanten	Fragen,	die	sich	für	die	Zukunft	
des	Ortes	als	Sekundärimmobilie	und	für	die	Pastoral	der	zugehörigen	Menschen	stel-
len.	
-	Erarbeitung	von	Perspektiven	und	Lösungsansätzen.	
-	Weiterbearbeitung	bis	zur	Entscheidungsreife.	
-	Entscheidungen.	

	
2	 Lenkung	und	Beteiligung	

Zu	unterscheiden	sind	2.1)	Lenkung	und	2.2)	Beteiligung	
	
2.1.1	Lenkung	auf	der	Pfarrei-Ebene	
Der	Kirchenvorstand	setzt	eine	„Lenkungsgruppe	(LG)	Pfarrei“	mit	vier	Personen	ein.	
Sie	soll	das	Verfahren	auf	der	Ebene	der	Pfarrei	beobachten,	begleiten	und	ggf.	mit	Impul-
sen	steuern.	Dazu	gehören	als	Aufgabe	die	Vernetzung	mit	den	Pfarrgremien	und	ihren	
Ausschüssen	sowie	mit	der	Bistumsebene.	Die	Entscheidungen	im	Prozess	können	nicht	
ohne	die	Pfarrei-Ebene	getroffen	werden.	
	
Zur	Lenkungsgruppe	Pfarrei	gehören	
-	Ein	Mitglied	des	Kirchenvorstandes	
-	Ein	Mitglied	des	Pfarrpastoralrates	
-	Der	Propst	als	Pfarrer	
-	Michael	Wrage	(Referent	für	Vernetzung	Ehrenamt	und	Geistliches	Zentrum)	mit	der									
Aufgabe	der	Prozessbegleitung	
	
Die	Lenkungsgruppe	zieht	nach	Ermessen	die	Gremien	der	Pfarrei	bzw.	einzelne	Mitglie-
der	bei.	

	
2.1.2	Lenkung	auf	der	Gemeinde-Ebene	
Es	wird	für	jede	Sekundärimmobilie	eine	„Lenkungsgruppe	(LG)	Gemeinde	St.	N.N.“	gebil-
det,	zu	der	mindestens	je	drei	Personen	aus	verschiedenen	beteiligten	Gremien	und	Grup-
pen	gehören.	Diese	LGs	leiten	das	Verfahren	auf	der	Ebene	der	Gemeinde.	Sie	sind	An-
sprechpartner	der	LG	Pfarrei.	Als	Aufgabe	gehört	dazu	die	Beteiligung	der	relevanten	
Gruppen	und	Gremien.		
	
Zur	Lenkungsgruppe	Gemeinde	gehören	
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-	Ein	Mitglied	der	Gemeinde	nach	Entscheidung	des	Gemeindeteams	
-	Ein	Mitglied	aus	einem	der	Pfarrgremien	oder	der	Ausschüsse	des	KV.	
-	Ein	Mitglied	des	Pastoralen	Teams	nach	dessen	Entscheidung.	
	
Sonderregelungen	sind	mindestens	für	Hl.	Geist	(Polnische	Katholische	Mission),	St.	Fran-
ziskus-St.	Birgitta	(Doppelgemeinde)	und	Maria	Königin	(kein	Gemeindeteam	vorhanden)	
nötig.	

	
2.2	Beteiligung	
2.2.1	Auf	der	Gemeinde-Ebene	
können	je	nachdem	viele	beteiligt	werden;	dazu	gehören	z.B.:	
Fremdsprachige	Missionen,	OKL	mit	räumlicher	Zuordnung,	Gemeindegruppen,	Mieter,	
andere	Nutzer….	
	
2.2.2.	Auf	der	Bistums-Ebene	
Beschränkt	sich	bisher	auf	die	AIB	und	ist	konzentriert	auf	bauliche	und	wirtschaftliche	
Bewertung.	Weitgehend	ungeklärt	ist,	ob	sich	das	Bistum	an	den	Pastoralen	Fragen	betei-
ligen	wird.	
	
3.	Zeitrahmen	
Vorgeschlagen	wird	eine	Begrenzung	auf	1	Jahr	„Übergangszeit“.	Aspekte	dazu	sind:	
-	Im	Jahr	2023	sind	wahrscheinlich	Gremienwahlen	
-	Die	Frist	sollte	nicht	zu	lang	werden.	
-	Es	ist	wirtschaftlich	sonst	schwierig	
-	Der	Prozess	kann	ermüdend	sein.	
-	Es	ist	besser,	am	Ball	zu	bleiben.	
-	Die	Frist	sollte	nach	Bedarf	verlängerbar	sein.	
	
4.	Der	Start	
Geplant	ist	ein	„Auftaktworkshop“	am	28.	Januar	2023	in	St.	Bonifatius.	
	
	

Anmerkung:	Am	6.	Dezember	2022	trat	die	Änderung	der	Rahmenordnung	für	die	Ver-
mögens-	und	Immobilienreform	im	Erzbistum	Hamburg	(RahO-VIR)	in	Kraft	(veröf-
fentlicht	im	Kirchlichen	Amtsblatt	Erzbistum	Hamburg,	28.	Jahrgang,	Nr.	11,	
21.12.2022).	In	§	10	ist	der	Umgang	mit	pfarreilichen	Sekundärimmobilien	geregelt:	
	
Pfarreiliche	Sekundärimmobilien	sollen	demnach	…	so	zügig	wie	möglich	zur	Verfol-
gung	wirtschaftlicher	Interessen	entwickelt,	vermietet,	verpachtet	oder	das	Eigentum	
an	ihnen	veräußert	werden.	Für	die	pfarreilichen	Sekundärimmobilien	gilt	bis	zur	Ent-
scheidung	über	die	zukünftige	Verwendung	dieser	Immobilie	grundsätzlich	ein	allge-
meiner	Instandsetzungs-	und	Instandhaltungsstopp,	ausgenommen	notwendige	Maß-
nahmen	zur	Aufrechterhaltung	der	baulichen	Sicherheit,	betriebsnotwendiger	Einrich-
tungen	sowie	der	Verkehrssicherungspflicht	im	Übrigen,	sämtlich	auf	Kosten	des	je-
weiligen	Grundstückseigentümers.	
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Es	schließt	sich	eine	längere	Diskussion	an.	Herr	Gronemeyer	merkt	an,	dass	der	Vorschlag	
prozedural	orientiert	sei,	die	betroffenen	Mitglieder	in	den	Gemeinden	jedoch	nicht	ausrei-
chend	berücksichtigen	würde.	Prof.	Solbach	regt	die	Aufnahme	einer	Konfliktregelung	(inner-
halb	und	zwischen	den	Lenkungsgruppen)	an,	Herr	Schieffelke	die	Aufnahme	einer	(Abwesen-
heits-)	Vertreterregelung.		
	
Die	Aspekte	sollen	nach	Bildung	der	Lenkungsgruppen	berücksichtigt	werden	und	in	einer	Ge-
schäftsordnung	berücksichtigt	werden.	
	
Es	ergehen	danach	folgende	

	
Beschlüsse:		
1.	Der	Kirchenvorstand	beschließt	für	die	Arbeit	an	Klärungen	zur	Zukunft	der	Se-
kundärstandorte	ein	Verfahren	für	eine	Übergangszeit	auf	Pfarrei-Ebene.	Das	Ver-
fahren	ist	vorläufig	–	einerseits	hinsichtlich	möglicher	Regelungen	durch	das	EGV,	
andererseits	hinsichtlich	möglicher	Evaluation	und	Ergänzung	durch	den	Kirchen-
vorstand	
Ja:	14	 Nein:	0	 Enthaltung:	1	
	
2.	Folgende	Teilelemente	des	Verfahrens	werden	verabschiedet:	
Auf	Pfarrei-Ebene	wird	bis	zum	15.	2.	2023	die	„Lenkungsgruppe	Pfarrei“	
gebildet.	Zu	den	Mitgliedern	gehören:	
-	Je	ein	Mitglied	des	Kirchenvorstandes	und	des	Pfarrpastoralrates.	
-	Hr.	Michael	Wrage	mit	der	Aufgabe	der	Prozessbegleitung	
-	Propst	Giering	als	Pfarrer.	
Ja:	14	 Nein:	0	 Enthaltung:	1	
	
3.	Für	jede	Sekundärimmobilie	wird	bis	zum	15.	2.	2023	eine	„Lenkungsgruppe	Ge-
meinde“	gebildet.	
Zu	den	Mitgliedern	gehören:	
-	Ein	Mitglied	der	Gemeinde	nach	Entscheidung	des	Gemeindeteams	
-	Ein	Mitglied	aus	den	Pfarrgremien	oder	den	Fachausschüssen.	
-	Ein	Mitglied	des	Pastoralen	Teams	nach	dessen	Entscheidung.	
Sonderregelungen	werden	noch	vereinbart	für	
-	Hl.	Geist	und	die	Polnische	Mission	
-	St.	Birgitta	und	St.	Franziskus	(2	Gemeinden	in	einem	Team)	
-	Maria	Königin	(derzeit	kein	Gemeindeteam)	
Ja:	13	 Nein:	0	 Enthaltung:	2	
	
4.	Als	Zeitdauer	für	den	Übergangsprozess	wird	zunächst	der	31.	Dezember	2023	
festgelegt.	
Im	Laufe	des	Jahres	gibt	es	für	jeden	Sekundärstandort	mindestens	3	Gespräche	
über	den	Sachstand	des	Prozesses	zwischen	der	Lenkungsgruppe	Gemeinde	und	
der	Lenkungsgruppe	Pfarrei.	
	
Nach	Ablauf	des	Jahres	trifft	die	Lenkungsgruppe	Pfarrei	möglichst	im	Einverneh-
men	mit	der	LG	Gemeinde	eine	Entscheidung,	ob	der	Übergangsprozess	für	die	be-
treffende	Gemeinde	befristet	verlängert	wird,	oder	ob	Entscheidungsreife	vorliegt.	
Ja:	14	 Nein:	0	 Enthaltung:	1	
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5.	Der	Kirchenvorstand	unterstützt	den	Auftaktworkshop	am	28.01.2023	und	betei-
ligt	sich	daran.	(10	bis	15	Uhr	St.	Bonifatius).	Zusammenstellung	aller	Fragen,	Infor-
mation	über	Strukturen,	Festlegung	der	Mitglieder	der	GL	und	PL	
Ja:	14	 Nein:	0	 Enthaltung:	1	

	
Für	die	Lenkungsgruppe	Pfarrei	stellen	sich	Herr	Brand	und	Herr	Dr.		Bolz	zur	Verfügung.	
In	geheimer	Abstimmung	wird	mit	8	Stimmen	(bei	einer	Enthaltung	und	einer	ungültigen	
Stimme)	Herr	Dr.	Bolz	als	Mitglied	des	KV	in	die	Lenkungsgruppe	gewählt.	Auf	Herrn	Brand	
entfallen	5	Stimmen.	
	
Für	die	Lenkungsgruppen	der	Gemeinden	stehen	zur	Mitarbeit	bereit:	
St.	Georg:		 Frau	Dr.	Stümpel	
St.	Franziskus	und	St.	Birgitta:		 Frau	Schott	
St.	Paulus:		 Frau	Brand	
Maria	Königin:		 Herr	Nürnberg	
Propst	Giering	dankt	den	Beteiligten	für	ihre	Bereitschaft	zur	Mitarbeit.	
	
4.3		 Situation	an	einzelnen	Standorten	
4.3.1		St.	Georg	-	Travemünde	(Propst	Giering)	

Am	9.2.	2023	sollen	mit	dem	Betreiber	(Malteser	Wohnen	&	Pflegen	gGmbH)	des	Malte-
serstiftes	Haus	St.	Birgitta	in	Travemünde	Gespräche	zur	Weiterentwicklung	des	Standor-
tes	geführt	werden.		

	
4.3.2		Maria	Königin	(Dr.	Günter)	
	 Am	23.	1.	2023	findet	eine	Begehung	der	Liegenschaft	mit	Herrn	Dr.	Günter	(KV),	der	

Bürgermeisterin	Bad	Schwartau,	dem	Leiter	des	Bauamtes,	Vertretern	des	Landesamtes,	
und	des	Rettungsdienstes	statt.	In	Abstimmung	mit	Herrn	Kirchner	(EBH)	liegt	auch	eine	
Überplanung	des	Architekturbüros	Speer	vor.		
Die	Mietwohnung	ist	freigezogen.	

	
	
5		 Gremienwahlen	Pfarrei	2023		
5.1		 Übersicht	über	Verfahren	und	Termine	

Als	Termin	für	die	Wahlen	zu	den	Kirchenvorständen	und	zu	den	Gemeindeteams	ist	der	
26.	November	2023	festgelegt.	
Die	vorbereitenden	Termine	und	Aufgaben	sind	in	der	Anlage	beigefügt.	Siehe	Seite	161	
bis	Seite	168	

	
5.2		 Bildung	der	Wahlkommissionen	und	–	Ausschüsse	
	 s.	Anlage	
	
5.3		 Größe	der	Verwaltungsgremien	

s.	Anlage	
	
	
6		 Mietangelegenheiten		
6.1		 St.	Vicelin		
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Der	Mietvertrag	mit	dem	EBH	ist	bis	zum	30.	6.	2023	befristet.	Das	Gemeindeteam	hat	
sich	mit	der	Frage	der	Entwicklung	des	in	St.	Vicelin	zukünftig	verorteten	Jugendpastora-
len	Zentrums	(JPZ)	und	möglichen	Hindernissen	durch	die	Verlängerung	des	Mietvertra-
ges	beschäftigt.	Da	es	noch	kein	Konzept	für	das	JPZ	gibt,	ist	die	Tendenz,	das	Mietverhält-
nis	zu	verlängern.	Allerdings	würde	das	EBH	dann	nicht	mehr	Kostenträger	sein.	

	
Die	Diskussion	im	KV	ergibt,	dass	„ein	Schnitt“	gemacht	werden	solle	und	die	Mieter	bei	
der	Suche	nach	einer	anderweitigen	Wohnung	unterstützt	werden	sollen.	

	
Beschluss:	
Der	Mietvertrag	mit	der	Familie	Chornii	wird	nicht	verlängert.	
Ja:	10	 	 Nein:	2	 Enthaltung:	3	
	

Dem	KV	sind	keine	Inhaltskonzepte	zur	Entwicklung	des	JPZ	bekannt.	Diese	sollen	vom	
Leiter	des	JPZ	schriftlich	vorgelegt	und	ggfls.	vorgetragen	werden.	

	
Beschluss:	
Der	Kirchenvorstand	bittet	den	Leiter	des	JPZ,	Herrn	Matthias	Schulz,	bis	zu	seiner	
Sitzung	am	23.	2.	2023	ein	schriftliches	Konzept	über	die	Ausgestaltung	und	Ent-
wicklung	des	Jugendpastoralen	Zentrums	am	Standort	St.	Vicelin	vorzulegen	
Ja:	13	 Nein:	1	 Enthaltung:	1		

		
6.2		 St.	Birgitta	

Die	Familie	(Mutter	und	Kind)	ist	umgezogen.		
	
	
7		 Fachausschuss	Personal	(Herr	Nürnberg)	
7.1		 Neue	Dienstordnung/Grundordnung/Kirchliches	Arbeitsrecht	seit	1.1.2023	

Seit	dem	1.	Januar	2023	ist	das	Kirchliche	Arbeitsrecht	neu	gefasst.	Wichtigster	Punkt	ist,	
dass	Aspekte	zur	privaten	Lebensführung	aus	der	Dienstordnung	herausgenommen	sind.	
Näheres	siehe	in	Anlage	1,	Seite	128	–	Seite	154.	

	
7.2		 nicht	öffentlich	
	
	
8		 Fachausschuss	Bau	(Dr.	Günter)	
8.1		 Fassade	St.	Bonifatius,	Antrag	auf	Kirchenaufsichtliche	Genehmigung	

Das	Architekturbüro	Speer	erarbeitet	einen	Finanzierungsplan	zur	Vorlage	bei	der	Denk-
malpflege	und	bei	dem	Fundraising	Ausschuss	(Herr	Hegge).	

	
8.2		 Begehung	der	Standorte	durch	die	AIB	am	16.1.	2023	

4	Personen	aus	dem	EBH	haben	die	Standorte	besichtigt.	Insgesamt	war	die	Rückmel-
dung	positiv.	

	
8.3		 Orgeln	St.	Paulus	und	Herz	Jesu	

Kein	neuer	Stand	
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9		 Fachausschuss	Finanzen	(Herr	Gronemeyer)	
9.1		 Kostenentwicklung	Energie	und	Maßnahmen	

Der	Versorgungsvertrag	Erdgas	läuft	bis	31.12.2023.	Ob	durch	die	bisher	eingeleiteten	
Energiesparmaßnahmen	auch	finanzielle	Abfederungen	erzielt	wurden,	ist	derzeit	noch	
nicht	bekannt.	
Derzeit	ist	die	Pfarrei	im	(teuren)	Stromtarif	der	Grundversorgung.	Neue	Verträge	mit	
Stromanbietern	sollen	baldmöglichst	geschlossen	werden.	

	
9.2		 Mietverhältnisse	

Strittige	Mietverhältnisse	sind	bereinigt	
Die	Wohnung	in	Liebfrauen	wird	Mitte	des	Jahres	frei.	

	
9.3		 Regionalbuchhaltung	Hr.	Oliver	Schmitt	

Der	zuständige	Bearbeiter	vom	EBH	hatte	seinen	Antrittsbesuch	am	18.	Januar	2023.	
Probleme	wurden	erörtert.	Insgesamt	wird	konstruktive	Zusammenarbeit	erwartet.	

	
Die	Ev.	Kirchengemeinde	St.	Lorenz	in	Travemünde	hat	um	Mitnutzung	der	Kirche	St.	Georg	in	
den	Wintermonaten	nachgefragt.	Ergebnisse	stehen	aus.	
	
9.4		 Einrichtung	eines	Finanzausgleiches	in	den	Katholischen	Bistümern	Deutschlands	

Ein	Mitglied	des	KV	trägt	vor:	
„Die	finanzielle	Lage	in	der	Diaspora	im	Bistum	Hamburg	und	folglich	der	Pfarrei	
„Zu	den	Lübecker	Märtyrern“	zwingt	uns	leider,	katholische	Kirchen	zu	Sekundä-
rimmobilien	herabzustufen.	Diese	gelangen	so	mit	den	betroffenen	Kirchenmitglie-
dern	in	eine	unsichere	Zukunft.	
	
Ich	schlage	daher	vor	-	wie	schon	seit	Jahren	in	den	deutschen	Bundesländern	prak-
tiziert	-	einen	„Finanz-Ausgleich“	einzuführen.	Die	Zeit	drängt!“	
	

Nach	ausführlicher	Diskussion	und	Information	hält	der	KV	das	Ansinnen	für	sinnvoll,	
aber	sieht	wenig	Aussicht	auf	kurzfristigen	Erfolg	Er	bittet,	einen	entsprechenden	Brief	
an	das	EBH	zu	richten.	

	
Beschluss:	
Der	Kirchenvorstand	unterstützt	das	Anliegen	und	bittet	einen	entsprechenden	
Brief	an	das	Erzbistum	zu	richten.	Die	Frage	des	Finanzausgleiches	möge	in	der	
Deutschen	Bischofskonferenz	behandelt	werden.	
Ja:	13		 Nein:	1		 Enthaltung:	1	
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10		 KiTas	
Beschluss	zur	Verlängerung	der	Betreiberschaft	
Dem	KV	liegt	ein	Schreiben	von	Herrn	Alexander	Becker,	Verwaltungsdirektor	EBH,	vom	
09.12.2022	vor.	Darin	wird	erläutert,	dass	sich	die	unsatzsteuerliche	Behandlung	von	
Leistungen	zwischen	Körperschaften	des	öffentlichen	Rechtes	nicht,	wie	ursprünglich	er-
wartet,	zum	1.	Januar	2023	ändert,	sondern	erst	zum	1.	Januar	2025	zur	Anwendung	
kommen	soll.	In	der	Folge	wird	auch	die	Novellierung	des	Kirchenvermögensverwal-
tungsgesetzes	für	das	Erzbistum	Hamburg	(KVVG)	zunächst	nicht	in	Kraft	gesetzt.	
Dies	bedingt	die	Notwendigkeit	eines	Beschlusses	des	KV,	dass	die	bestehende	Übertra-
gung	der	Betreiberschaft	der	vier	KiTas	der	Pfarrei	an	das	EBH	bis	zum	Zeitpunkt	des	In-
krafttretens	des	novellierten	KVVG	feststellt.	

	
Beschluss:	
Der	Kirchenvorstand	beschließt,	den	laufenden	Vertrag	mit	dem	Erzbistum	Ham-
burg	über	die	Betreiberschaft	der	vier	Kindertagesstätten	fortzuschreiben,	bis	zum	
Zeitpunkt	des	Inkrafttretens	einer	Neufassung	des	KVVG	für	das	Erzbistum	Ham-
burg.	
Ja:	15	 Nein:	0	 Enthaltung:	0	

	
	
11	 Verschiedenes,	u.a.	
13.1		Termin	nächste	Sitzung:	Donnerstag,	23.02.	um	19.00	Uhr	in	St.	Birgitta	
	

Propst	Giering	beendet	um	22.01	Uhr	die	Sitzung	mit	einem	Gebet.	

	

Werner	Solbach	-Protokoll-	

Anlage	

Im	Anschluss	an	die	Sitzung	kommt	es	noch	zum	informellen	Gedankenaustausch	zur	Situation	
am	Marienkrankenhaus:	
Verschiedene	Medien	(u.a.	Lübecker	Nachrichten	vom	15.	Januar)	berichten	von	Veränderun-
gen	am	St.	Marienkrankenhaus.	Das	Marienkrankenhaus	ist	laut	Pastoralkonzept	ein	Ort	kirch-
lichen	Lebens	(OKL).	Alleiniger	Gesellschafter	ist	derzeit	die	Ansgar-	Gruppe,	die	zu	100	Pro-
zent	dem	Erzbistum	Hamburg	gehört.	Angeblich	sollen	Verhandlungen	hinsichtlich	eines	Ge-
sellschafterwechsels	mit	dem	Universitätsklinikum	Schleswig-Holstein	(UKSH)	zum	Abschluss	
gebracht	werden	(90%	UKSH,	10%	Ansgar	Gruppe).	Dies	könnte	zur	Folge	haben,	dass	die	Auf-
gaben	in	der	medizinischen	Versorgung	auf	das	Gelände	des	UKSH	verlegt	werden	und	das	Ge-
bäude	des	St.	Marienkrankenhauses	anderweitig	genutzt	werden	kann.	
	
Die	Pfarrei	sollte	eigene	Überlegungen	zur	Wahrnehmung	pfarreilicher	Interessen	(Wahrung	
der	Orte	kirchlichen	Lebens)	in	die	Diskussion	einbringen.		


